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Informationen des Bundes
Nordwestschweizerischer Wohngenossenschaften

BNW. Redaktion: Rene Arber

Neue Wohnformen schaffen

Laut einem Bericht in der Zeitung
«Doppelstab» vom 31. Januar 1991, Beilage
«aktueller Liegenschafts- und Wohnungsmarkt»,

hat sich an einer Tagung der
Schweizerischen Vereinigung für
Landesplanung in Aarau der Vizedirektor des
Bundesamtes für Wohnungswesen, Dr.
Peter Gurtner, unter anderem zur Frage
des Wohnens geäussert. Wir lesen
darüber:

«Um die Wohnlichkeit zu verbessern, seien

zudem neue Wohnformen zu schaffen.

Diese müssen verstärkt auf die
Veränderungen der Haushaltsstrukturen, der
Arbeitswelt sowie der wirtschaftlichen
Belastbarkeit Rücksicht nehmen und bei der
baulichen Umsetzung auf entsprechende
Raumanforderungen und Wohngewohnheiten

reagieren. Wohnraum sollte in
Zukunft nicht mehr nur gemietet oder
gekauft werden können, vielmehr sollten

neue Wohn formen in bezug auf Besitzesformen

auch Zwischenlösungen
bringen.»

Investoren, Wohnungseigentümer und
die öffentliche Hand könnten auf
verschiedenen Ebenen dazu beitragen, dass
die Aktionsmöglichkeiten der Bewohner
in der Wohnung selbst, im unmittelbaren
Aussenraum der Wohnung, im Wohnumfeld

und im ganzen Siedlungsraum
erweitert würden, führte Gurtner weiter
aus. Die Nutzung dieser Handlungsspielräume

und damit die Verbesserung der
Wohnlichkeit liege letztlich aber in den
Händen der Bewohner selbst, was neben
persönlichem Engagement mehr Toleranz

und Verständnis für unterschiedliche
Auffassungen und Lebensstile erfordere.
Es wäre interessant, von Dr. Peter Gurtner

konkrete Beispiele, die er sicherlich

zur Hand hat, zu erhalten. ¦
Der Mietpreisindex
schnellt nach oben

Die Teuerung ist im abgelaufenen Jahr für

alle, insbesondere für die Lohnempfänger

und Rentner, spürbar in die Höhe
geklettert. Zwischen 1989 und 1990 - die
Zahlen beziehen sich auf das Jahresende

- ist der Basler Index der Konsumentenpreise

von 119,0 auf 125,0 Punkte

angestiegen. Einen besonders grossen
Sprung nach oben hat der Mietpreisindex

zu verzeichnen, ist er doch vom De-
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zember 1989 bis Dezember 1990 von
129,3 auf 142,8 Punkte geklettert. Das
sind 10,4 Prozent. An der
Jahresteuerungsrate ist der Mietzins anteilmäs-
sig mit 40,3 Prozent beteiligt. Ein
ansehnlicher Sprung nach oben ist auch
dem Zürcher Baukostenindex «gelungen».

Er stieg von 155,8 Punkten im
Oktober 1989 auf 168,2 Punkte im Ok-
toberl990an.
Doch für die meisten Wohnungsmieten
fallen nicht in erster Linie die Bau- und Un-
ferhaltskosten ins Gewicht, ausser es
handle sich um Neubauten, sondern die
Hypothekarzinsen, die in mehreren

Sprüngen bei 8 Prozent angelangt sind
oder diese Hürde sogar schon

übersprungen haben.
Die hohen Kapitalkosten, die bei
Neubauten besonders stark ins Gewicht
fallen, wirken sich naturgemäss bremsend
auf den Wohnungsbau aus. Dies wiederum

führt zu einer weiteren Verknappung
des Wohnungsangebots, was anderseits
gemäss den Gesetzen des freien Marktes
ein Übergewicht der Nachfrage und

demgemäss eine Verteuerung des Angebots

zur Folge hat.
Es müssen daher nicht nur weitere
Wohnungen erstellt, sondern auch
Finanzierungssysteme gefunden werden, die den
derzeitigen Einkommensverhältnissen
entsprechen. Das geht unseres Erachtens

nur, wenn entweder die Gestehungskosten

oder die Kapitalkosten vermindert
werden. An der Bauqualität sowie den
auf die Zukunft ausgerichteten
Wohnungsausstattungen lassen sich wohl
kaum spürbare Einsparungen erzielen.
Andere Systeme, die gegenwärtig
verschiedentlich ausprobiert werden, wie
die Übernahme der Kosten für den
Innenausbau auf eigene Rechnung des Mieters,

lassen sich vermutlich kaum generell
auf alle neuen Wohnbauten anwenden.
Dennoch - das Wohnungsproblem, die
Finanzierungsfrage einschliesslich
Bodenrecht sind noch weit von einer
befriedigenden Lösung entfernt. ¦

Fortschrittliche Wohnbauförderung

im Kanton Baselland

Seit dem 1. Januar 1991 ist im Kanton
Baselland ein neues Wohnbau- und Ei-

gentumsförderungs-Gesetz in Kraft, womit

die Wohnbauförderung des Bundes

wirkungsvoll ergänzt wird. Dieses neue
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Gesetz dient der Reduktion der Wohnkosten

und ist anwendbar für Miet- und

Eigentumswohnungen sowie für
Einfamilienhäuser, sofern gewisse Voraussetzungen

erfüllt sind.

Ist der kostendeckende Mietzins einer
Wohnung oder der Hypothekarzinse
eines Einfamilienhauses am Anfang zu
hoch, kann er durch die Grundverbilligung

des Bundes reduziert werden. Dabei

handelt es sich allerdings um einen
rückzahlbaren Vorschuss. Die Zusatzverbilligung

von Kanton und Gemeinden
kann in jenen Fällen gewährt werden, wo
trotz Grundverbilligung des Bundes der
Mietzins eine zumutbare Belastung
übersteigt. Eine zu hohe Belastung kann es
nicht nur bei kleineren Einkommen trotz
Grundverbilligung des Bundes geben,
sondern auch später, wenn die
Grundverbilligung zurückzuzahlen ist. Die
Differenz zwischen der zumutbaren und der
effektiven Belastung wird dann durch eine

Zusatzverbilligung von Kanton und
Gemeinde übernommen, und zwar so
lange wie nötig und im nötigen Umfang -
ohne Rückzahlungspflicht.
Die kantonale Zusatzverbilligung ist eine
Ergänzung zur Grundverbilligung des
Bundes. Voraussetzung für eine kantonale

Zusatzverbilligung ist also eine
gleichzeitige Grundverbilligung durch den
Bund.

Für aufwendige, luxuriöse oder
überdimensionale Bauten gibt es keine öffentlichen

Wohnbau- und Eigentumsförderungsgelder.

Unterstützt werden nur
preisgünstige Häuser und Wohnungen,
die gemäss Wohnbau- und
Eigentumsförderungsgesetz des Bundes gebaut und
anerkannt sind.

Die Bauten haben auch den Anforderungen

des Raumplanungsgesetzes zu
entsprechen. Sie müssen bodensparend und
baulich zweckmässig sein. Ausserdem
sind sie behindertengerecht zu planen.
Sie sollen zumindest im Bedarfsfall leicht
anpassbar sein.

Die Wohnungsgrösse muss in einem

angemessenen Verhältnis zu den Bewohnern

stehen. Die Zimmerzahl darf nur um
eins höher sein als die Zahl der Bewohner.

Wohnungen von alleinstehenden
Betagten und Invaliden dürfen bis 2'/2 Zimmer

haben.
Für alle Fragen steht das kantonale Amt
für Industrie, Gewerbe und Arbeit gerne
zur Verfügung. ¦
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